
Von Matthias M. Birkwald

Bei der Rentenüberleitung Anfang der
90er Jahre wurden die Altersversor-
gungen von LehrerInnen, Professo-
rInnen, ÄrztInnen, RechtsanwältIn-
nen und anderen Berufen, die imWes-
ten in eigene berufsständische Ver-
sorgungssysteme einzahlen oder als
BeamtInnen versorgt werden, in die
gesetzliche Rente übergeleitet. Allei-
ne dadurch liegen bis heute die Zahl-
beträge der OstrentnerInnen höher als
die im Westen. Rechnete man diesen
Effekt heraus, sähe es anders aus.
Wenn zum Beispiel eine teilzeit-

beschäftigte Floristin in Leipzig 800
Euro und in Köln 1000 Euro erhält
(zwanzig Prozent Abstand sind nach
VGR sehr realistisch, bei den sozial-
versicherungspflichtigen Entgelten
sind es 14,79 Prozent) dann wird das
Gehalt der Leipzigerin nachAnlage 10
des Sozialgesetzbuches VI bei der
Einzahlung mit 114,79 Prozent ge-
wertet. Die Gesetzliche Rentenversi-
cherung (GRV) tut also so, als ob sie
918,32 Euro verdient hätte. Das sind
immer noch 81,68 Euro weniger als
die Kölnerin an Einkommen versi-
chern darf. Und das für die exakt glei-
che Arbeit, nämlich Blumen zu ver-
kaufen.

Wenn nun beide Floristinnen 45
Jahre lang Blumen verkauft hätten
und dann in Rente gingen, dann er-
hielte nach heutigen Werten die Leip-
zigerin eine Rente von nur 391,91
Euro, die Kölnerin aber 453,42 Euro.
Abgesehen davon, dass beide Floris-
tinnen wegen dieser niedrigen Ren-
ten Anspruch auf Grundsicherung im
Alter hätten (wenn es die Solidari-
sche Mindestrente der LINKEN gäbe,
hätten sie beide einen Anspruch auf
1050 Euro Rente), erhielte die Leip-
zigerin ohne jedenGrund immer noch
61,51 Euro weniger an Rente als die
Kölnerin. Das ist zutiefst ungerecht.
Es muss gelten: Gleicher Lohn für
gleiche Arbeit und gleiche Rente für
gleiche Lebensleistung!
Konservative, »Bild«, Arbeitgeber-

Innen, Grüne, Liberale und Rechts-
populistInnen, aber auch Sozialde-
mokratInnen vergleichen nun immer
zwei Menschen, die exakt dasselbe
Einkommen haben in Ost und West.
Ja, es stimmt, dann hat der oder die
Ossi etwas mehr. Hier die aktuellen
Zahlen bei westdeutschem Durch-
schnittsverdienst. Bei 3022 Euro Brut-
tolohn erhält ein Versicherter nach 45
Jahren Arbeit derzeit eine Bruttorente
von 1370 Euro im Westen und 1480
Euro im Osten. Daher das ganze Ge-

schrei. Vergessenwird dabei aber, dass
die Lohnangleichung im Osten noch
nicht weit gediehen ist und nur sehr
selten zwei Menschen für dieselbe Ar-
beit dasselbe Gehalt erhalten. Von den
vielen hundert Branchen ist es derzeit
nur ungefähr ein halbes Dutzend, für
die das gilt. Im Osten sind nur 37 Pro-
zent der Beschäftigten durch Flä-
chentarifverträge geschützt, im Wes-
ten sind es 51 Prozent. Beides viel zu
wenig übrigens. Im Osten liegt der so-
zialversicherungspflichtige Durch-
schnittsverdienst ebennurbei 2632,83
Euro und in weiten Teilen des Ostens
droht der gesetzliche Mindestlohn
zum Einheitslohn zu werden. Nimmt
man alle Löhne und Gehälter, dann
liegen die Ostlöhne um knapp zwan-
zig Prozent unter den Westlöhnen, in
der Industrie sind es bisweilen sogar
knapp dreißig Prozent.
Dazu kommt, dass die Durch-

schnittseinkommen in dem westli-
chen Bundesland mit dem niedrigsten
Wert (Schleswig-Holstein) immer
noch deutlich über dem östlichen
Bundesland mit dem höchsten Wert
(Brandenburg) liegen. Darum sind
auch die Lohnunterschiede innerhalb
des Westens kein Argument gegen die
Beibehaltung der Umrechnung und
die Angleichung des Rentenwertes Ost
von 28,66 Euro auf 30,45 Euro.
Doch hier nun das Hauptargu-

ment: Vergleicht man Äpfel mit Äp-
feln und Birnen mit Birnen sieht die
Sache wie folgt aus: Wenn zwei Men-
schen 45 Jahre lang denselben Job ge-
macht haben und beide durch-
schnittlich verdient haben, die eine
West, der andere Ost, dann hat die
Ostrentnerin eine Rente von 1289,70
Euro brutto und der Westrentner hat
1370,25 Euro brutto. Das ist eine Dif-
ferenz von 80,55 Euro. Und das ist 26
Jahre nach dem Fall der Mauer abso-
lut ungerecht! Und das sage ich als
Kölner Abgeordneter, als überzeugter
Rheinländer, der jedes Ossismusses
unverdächtig sein dürfte!
Die Forderung, den Rentenwert

Ost sehr zügig schrittweise an den all-
gemeinen Rentenwert anzuheben
und dies über einen steuerfinanzier-
ten Zuschlag zu finanzieren, wie es
auch das Rentenbündnis aus mehre-
ren Sozialverbänden und Gewerk-
schaften unter Führung von ver.di
und die LINKE vorgeschlagen hat, ist
richtig und wichtig. Eine gerechte
Rente ist nötig! Jetzt! Die Umrech-
nung – fälschlicherweise auch Hoch-
wertung oder Höherwertung ge-
nannt – muss solange aufrechterhal-
ten werden, bis die Löhne und Ge-
hälter ungefähr 96 bis 97 Prozent des
Westniveaus erreicht haben. Dann

würde gelten: Gleiche Rente für glei-
che Lebensleistung. Darum geht es
der LINKEN.
Der Gesetzentwurf von Bundes-

ministerin Andrea Nahles sieht das
leider nicht vor. Schaffte man die
Umrechnung ab und gliche die Ren-
tenwerte an, dann könnten sich die
heutigen RentnerInnen freuen. Sehr
zu Recht! Aber die heutigen Be-
schäftigten würden in Zukunft viel
niedrigere Renten erhalten. Und dass
in Zeiten eines von derzeit 47,9 Pro-
zent auf bis zu 43 Prozent absin-
kenden Sicherungsniveaus vor Steu-

ern, auch Rentenniveau genannt.
Und das in Zeiten, in denen allen
1964 und später Geborenen Ab-
schläge von bis zu 14,4 Prozent auf
ihre dann eh schon viel niedrigeren
Renten drohen, wenn sie nur bis 63
und nicht bis 67 am Arbeitsmarkt
durchhalten können.
Und es gibt noch mehr Argumente

für die Angleichung mit Umrech-
nung: Die Beschäftigten im Osten ha-
ben viel seltener eine betriebliche Al-
tersversorgung und wenn, dann lie-
gen die Ansprüche niedriger. Bei den
Frauen in der Privatwirtschaft sind es
zum Beispiel nur ein Prozent, die der-
zeit eine Betriebsrente erhalten.
Die Menschen im Osten haben sel-

tener Eigentum an Immobilien und
ihre Vermögen sind insgesamt deut-
lich kleiner als die der Menschen im
Westen. Die tariflichen und die realen
Wochenarbeitszeiten sind oft länger
als im Westen, die Urlaubsansprüche
geringer und die Beschäftigten im Os-
ten erhalten seltener und durch-
schnittlich weniger Urlaubsgeld und
Weihnachtsgeld als im Westen.
Fazit: Die Umrechnung muss so-

lange bleiben, bis die Löhne angegli-
chen sind. Die Rentenwerte und alle
anderen Rechengrößen können und
sollen zügig angeglichen werden.
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Äpfel mit Äpfeln
und Birnen mit Birnen
Irrtümer und Nebelkerzen bei der Rentenangleichung Ost-West
Ein Gesetzentwurf zur Rentenangleichung Ost an West wird derzeit in der Bundesregierung erarbeitet –
und ist umstritten. Neben einer Kostenwarnung von Bundesfinanzminister Wolfgang Schäuble sind
es vor allem Planungen, mit der Angleichung des Rentenwertes die bisherige Höherbewertung
ostdeutscher Einkommen abzuschaffen. Vor einiger Zeit warnten auch CDU-Politiker vor
einem solchen Junktim, in der nd-Leserschaft schlugen die Wellen nach einem entsprechenden
Kommentar hoch. Problem ist jedoch nicht nur die unterschiedliche
politische Bewertung, sondern auch die Unübersichtlichkeit
der verwobenen Materie. Der Beitrag unseres
Autors versucht das Knäuel zu entwirren. nd

Streit um CETA
spaltet Gewerkschaften
IG BCE setzt sich für das kanadisch-europäische
Abkommen ein und kritisiert den DGB

In vielen Fragen hat die IG BCE
Konzerninteressen im Blick. Nun
stellt sich die Industriegewerk-
schaft beim Streit um CETA an die
Seite von Bundeswirtschaftsmi-
nister Sigmar Gabriel.

Von Aert van Riel

TTIP und CETA sind in weiten Tei-
len der deutschen Bevölkerung un-
beliebt. Am 17. September werden
mehr als 100 000 Menschen zu De-
monstrationen in sieben Städten
gegen die geplanten transatlanti-
schen Freihandelsabkommen er-
wartet. Auf den Straßen von Berlin,
Frankfurt amMain, Hamburg, Köln,
Leipzig, München und Stuttgart
werden dann neben den Symbolen
von Mitte-Links-Parteien und Or-
ganisationen auch zahlreiche Ge-
werkschaftsfahnen wehen und die
Vertreter von Arbeitern und Ange-
stellten kämpferische Rede halten.
Dies kann allerdings nicht darü-

ber hinwegtäuschen, dass die Mit-
gliedsgewerkschaften des DGB in
der Freihandelspolitik unter-
schiedliche Haltungen vertreten.
Das betrifft nicht TTIP. Forderun-
gen an das europäisch-amerikani-
sche Abkommen zu stellen, fällt
derzeit allen Gewerkschaftsvertre-
tern leicht. Ob es in absehbarer Zu-
kunft abgeschlossen werden kann,
ist wegen unterschiedlicher Hal-
tungen der US-Vertreter sowie der
EU-Kommission ohnehin unsicher.
Zum europäisch-kanadischen Ver-
trag CETA müssen sich die Ge-
werkschaften dagegen klar positio-
nieren. Denn dieser ist weitgehend
ausverhandelt und soll bald ratifi-
ziert werden.

SPD-Linke kritisiert Freihandel
Während der Vorsitzende des Deut-
schen Gewerkschaftsbunds, Reiner
Hoffmann, Ende Juni gemeinsam
mit dem Vorsitzenden des kanadi-
schen Gewerkschaftsbundes CLC,
Hassan Yussuff, erklärt hatte, dass
CETA in seiner derzeitigen Form
von den Regierungen Deutschlands
und Kanadas abgelehnt werden
sollte und die Verhandlungen zwi-
schen der EU-Kommission und Ka-
nada über das Abkommen erneut
aufgenommen werden müssten, hat
sich die DGB-Mitgliedgewerkschaft
IG BCE mittlerweile anders positi-
oniert. Auf ihrer Website forderte
die Industriegewerkschaft Bergbau,
Chemie, Energie, man solle beim
Freihandel zwischen der EU und
Kanada die »Vorteile nicht ver-
schweigen«. So sei es laut Vertrag
verboten, Arbeitsstandards abzu-
senken, um Handel oder Investiti-
onen zu fördern. Zudem lobte die
IG BCE, dass die Konzerne, die
Staaten verklagen wollen, wenn ih-
nen durch politische Entscheidun-
gen Geschäfte entgingen, nach dem
CETA-Abkommen keinen Einfluss
darauf hätten, wie die entspre-
chenden Gerichte besetzt werden.
DerChef der IGBCE,MichaelVas-

siliadis, blendete in seinen Lobes-
hymnen für CETA unter anderem
aus, dass mit den Schiedsgerichten
eine nicht legitimierte Paralleljustiz
geschaffen wird. Darüber dürfte zu-
mindest Sigmar Gabriel erfreut sein.
Der Bundeswirtschaftsminister hat-
tesich indenVerhandlungenmitden
Kanadiern für die von Vassiliadis ge-
lobten kosmetischen Änderungen
beim Investor-Staat-Klageverfahren
eingesetzt.
Trotzdem hat der SPD-Chef

Schwierigkeiten, seine Partei von
CETA zu überzeugen. Linke Sozi-
aldemokraten warnen ebenso wie
die DGB-Führung davor, dass sich
der Marktzugang für ausländische
Unternehmen nachteilig auf die Be-
schäftigten auswirken werde. Denn
das Abkommen beinhaltet Sonder-
klagerechte für Konzerne gegen
Staaten. Somit können Unterneh-
men Druck auf politische Entschei-
dungen ausüben oder diese sogar
direkt beeinflussen. Dies betrifft et-
wa die Arbeitsmarkt- und die Um-
weltpolitik. Zudem könnten öf-
fentliche Dienstleistungen zuneh-
mend unter Liberalisierungs- und
Privatisierungsdruck geraten.

In den Auseinandersetzungen
mit seinen Kritikern benötigt Gab-
riel einflussreiche Unterstützer.
Dass der SPD-Chef auf seinen Ge-
nossen Vassiliadis zählen kann, ist
nicht überraschend. Der Gewerk-
schaftsboss und der Minister sind
enge Vertraute und liegen politisch
oft auf einer Linie. Beide pflegen
außerdem ein enges Verhältnis zur
Industrie. Die IG BCE – mit rund
660 000 Mitgliedern immerhin
drittgrößte Gewerkschaft im DGB –
gilt als Paradebeispiel für das Mo-
dell der Sozialpartnerschaft. Da-
nach einigen sich die Tarifparteien
rasch und geräuscharm. Streiks sol-
len möglichst vermieden werden.
Als die SPD einst die neoliberale
Agenda 2010 durchsetzte, um zu-
lasten von zahlreichen Arbeitern
und Angestellten, die in den Nied-
riglohnsektor gedrängt wurden, das
Wachstum anzukurbeln, begrüßte
Vassiliadis dies grundsätzlich.
Nun grenzt er sich in den De-

batten um CETA erneut von ande-
ren Gewerkschaften ab. Diese seien
laut Vassiliadis in einem »emotio-
nalen Kampagnenmodus« gefan-
gen. Deutschland brauche vielmehr
»einen erfolgreichen und fairen
Welthandel. Millionen Beschäftigte
haben einen guten Arbeitsplatz in
exportorientierten Unternehmen«,
hieß es vonseiten der IG BCE.

Chemieindustrie will CETA
Nicht gerade zufällig liegt das Zu-
standekommen von CETA auch im
Interesse vieler Unternehmen, in
denen zahlreiche Mitglieder der IG
BCE beschäftigt sind. So hatte sich
etwa der Verband der Chemischen
Industrie (VCI) bereits im Jahr 2014
für das europäisch-kanadische Ab-
kommen ausgesprochen. Der VCI
betonte, dass die chemische In-
dustrie dadurch Zugang zu einem
Absatzmarkt von 35 Milliarden Eu-
ro erhalte. Im Jahr 2013 bewegten
sich die deutschen Chemie-Exporte
nach Kanada auf einem Niveau von
1,4 Milliarden Euro. Deswegen sah
der VCI in diesem Bereich noch
Wachstumspotenzial. Durch das
Freihandelsabkommen sollen unter
anderem mehr als 99 Prozent der
Zölle zwischen den Wirtschafts-
räumen wegfallen. Im Juli dieses
Jahres mahnte der VCI eine »zügi-
ge Ratifizierung« von CETA an.
Die Industriegewerkschaft Me-

tall, mit etwa 2,27 Millionen Mit-
gliedern deutlich größer als die IG
BCE, hatte sich in den vergangenen
Monaten hingegen skeptisch über
den kanadisch-europäischen Ver-
trag geäußert. Auf eine abschlie-
ßende Positionierung zu CETA hat
sich die Gewerkschaft aber noch
nicht verständigt. Eine Sprecherin
der IG Metall sagte dem »nd«, dass
man diverse Anforderungen an das
Abkommen habe und die erst seit
kurzem vorliegende deutsche Über-
setzung von CETA diesbezüglich
überprüfen wolle. So dürfe es aus
Sicht der IG Metall nicht zu einer
Gefährdung deutscher Arbeitneh-
merrechte und Sozialstandards
kommen. An den Demonstrationen
gegen die Freihandelspolitik am 17.
September sei die IG Metall über
den DGB beteiligt, erklärte die Ge-
werkschaftssprecherin.
Derweil geraten die Unterstützer

des transatlantischen Freihandels
zunehmend unter Druck. Bislang
unterstützen mehr als 100 000 Bür-
ger die Verfassungsbeschwerde
»Nein zu CETA!«. Bei einer Presse-
konferenz in Erfurt erklärte der
Bundesvorstandssprecher des Ver-
eins »Mehr Demokratie«, Ralf-Uwe
Beck: »Es ist damit schon jetzt die
größte Bürgerklage in der Ge-
schichte der Bundesrepublik.« Das
Aktionsbündnis aus Compact, food-
watch und Mehr Demokratie sam-
melt noch bis Herbst Vollmachten.
Ihr Ziel ist es, die Ratifizierung von
CETA und damit eine drohende vor-
läufige Anwendung durch den EU-
Ministerrat zu stoppen. Bislang ist
geplant, dass sich die nationalen
Parlamente erst dann mit CETA be-
fassen sollen, nachdem es zumin-
dest teilweise von der EU-Ebene in
Kraft gesetzt wurde.
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